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a) Einen vom Insolvenzverwalter zur Darlegung der Zah­
lungsunfähigkeit des Schuldners gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 
InsO aufgestellten Liquiditätsstatus, der auf den Angaben aus 
der Buchhaltung des Schuldners beruht, kann der Geschäfts­
führer nicht mit der pauschalen Behauptung bestreiten, die 
Buchhaltung sei nicht ordnungsgemäß geführt worden. Er 
hat vielmehr im Einzelnen vorzutragen und ggf. zu beweisen, 
welche der in den Liquiditätsstatus eingestellten Verbindlich­
keiten trotz entsprechender Verbuchung zu den angegebenen 
Zeitpunkten nicht fällig und eingefordert gewesen sein sollen.
b) Bei der Feststellung der Zahlungsunfähigkeit gemäß § 17
Abs. 2 Satz 1 InsO anhand einer Liquiditätsbilanz sind auch 
die innerhalb von drei Wochen nach dem Stichtag fällig wer­
denden und eingeforderten Verbindlichkeiten (sog. Passiva II) 
einzuhezieKen......  ..................... ............................................... 129

Zum Grundsatz der Staatenimmunität, wenn die Klage auf 
Rückzahlungsansprüche aus Staatsanleihen gestützt ist, die 
infolge der nachträglich durch Gesetz eingeführten Allge­
meinverbindlichkeitserklärung einer Gläubigerentscheidung 
gegen andere Staatsanleihen ausgetauscht worden sind...........  153

a) Kind im Sinne des $ 99 Fam FG kann auch eine Person sein, 
die das 18. Lebensjahr bereits vollendet hat, wenn diese nach 
dem insoweit anwendbaren Recht noch minderjährig ist.
b) Ist der Zeitpunkt des Eintritts der Volljährigkeit sowohl 
für die internationale Zuständigkeit als auch für die verfah- 
rensgegenständliche Frage, ob die Vormundschaft beendet ist, 
maßgeblich, so handelt es sich insoweit um eine doppelrele­
vante Tatsache, für die im Rahmen der Zuständigkeitsprüfung 
die Minderjährigkeit als gegeben zu unterstellen ist.
c) Auch wenn das deutsche Gericht seine internationale Zu­
ständigkeit bei Anordnung einer Vormundschaft auf Art. 8 
Abs. 1 Brüssel Ila-VO  stützt, ist die hypothetische Zustän­
digkeit nach Art. 5 und 6 K SÜ  ausreichend dafür, dass gemäß 
Art. 15 Abs. 1 K SÜ  deutsches Recht zur Anwendung kommt.
d) Die Regelung in Art. 12 Abs. 1 der Genfer Flüchtlings­
konvention erfasst auch die Frage der Volljährigkeit eines 
Flüchtlings, so dass sie die Staatsangehörigkeitsanknüpfung 
des Art. 7 Abs. 1 E G B G B  verdrängt.
e) Der Anwendungsbereich des Haager Erwachsenenschut­
zübereinkommens ist nur für Schutzmaßnahmen eröffnet, die 
die Hilfsbedürftigkeit wegen einer psychischen oder körperli­
chen Behinderung oder Krankheit auffangen sollen, nicht aber 
bei der Vormundschaft wegen Minderjährigkeit.
f) Zu den Anforderungen an die Feststellung des Eintritts der
Volljährigkeit nach ausländischem Recht (hier der Republik 
Guinea)................................................................................................. 165
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14. a) Ein Darlehensvertrag, der durch die Bestellung eines 
Pfandrechts an einem Inhabergrundschuldbrief gesichert 
wird, fällt nicht unter die Ausnahmeregelung des § 491 Abs. 2 
Nr. 2 BG B aF (jetzt: § 491 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 BGB).
b) Ein Verbraucherdarlehensvertrag, der auf Grund einer 
formunwirksam erteilten Vollmacht geschlossen wurde, kann 
unter den Voraussetzungen des § 494 Abs. 2 Satz 1 BG B ge­
heilt werden.
c) Wird das Darlehen an den vollmachtlosen Vertreter als
Empfangsboten ausbczahlt, ist der Verbraucherdarichens ver­
trag erst dann geheilt, wenn jener die Darlehensvaluta mit des­
sen Einverständnis an den Darlehensnehmer weiterleitet oder 
aufgrund einer neuen Weisung des Darlehensnehmers über sie 
disponiert............................................................................................  178


